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Christian Lindner (34): „Ich 
halte einen Staatsanleihekauf 
durch die EZB für vertretbar, 
um Schlimmeres abzuwenden“
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Das große €uro-Interview [Meinungen & Macher]

€uro: Herr Lindner, das FDP-Programm 
für die Bundestagswahl 2013 beginnt mit 
der Forderung nach stabilem Geld, weil In-
flation „die größte soziale Ungerechtigkeit“ 
sei. Erwarten Sie diese Ungerechtigkeit?
Christian Lindner: Nicht, wenn wir einen 
harten Euro und eine robuste Wirtschaft ha-
ben. Deshalb arbeitet die FDP dafür. Geldsta-
bilität setzt solide Staatsfinanzen und Wett-
bewerbsfähigkeit voraus – in Deutschland 
und Europa. Wenn der SPD-Kanzlerkandidat 
die neuerliche Verletzung der Maastricht-
Schuldenkriterien durch Frankreich ver-
niedlicht, zeigt das die mit der Bundestags-
wahl verbundenen politischen Risiken. Auch 
die EU-Kommission wollte kürzlich die Stabi-
litätskriterien aufweichen. Unser Spitzen-
kandidat Rainer Brüderle hat zu Recht die 
Zustimmung Deutschlands zu diesen Plänen 
ausgeschlossen. 
Trägt Deutschland eine Mitschuld an der 
schlechten Verfassung Europas? 
Die Destabilisierung Europas ging von der 
rot-grünen Bundesregierung unter Gerhard 
Schröder und Joschka Fischer aus, als 
Deutschland als erstes den Stabilitätsvertrag 
von Maastricht gebrochen hat. Das war die 
Einladung, aus der Eurozone einen Schul-
denklub zu machen. Heute blockieren SPD 
und Grüne im Bundesrat die Ratifizierung 
des europäischen Fiskalvertrags für mehr 
Haushaltsdisziplin. Die scheinen aus der 
Staatsschuldenkrise nichts gelernt zu haben. 
Der Chef der Europäischen Zentralbank, 
Mario Draghi, sagt, es gebe keine Inflati-
onsgefahr. Die EZB hätte die Geldflut als 

Rezept gegen die Schuldenkrise im Griff. 
Trauen Sie ihm? 
Gegenwärtig sehe ich ebenfalls keine akute 
Inflationsgefahr. Unsere Währung ist stabi-
ler, als es die D-Mark in vielen Phasen war. 
Bei der Bekämpfung der Asien-Krise Ende 
der 90er-Jahre ist es gelungen, die Geldmen-
ge zu steuern. Wir sollten hoffen, dass dies 
der EZB ebenso gelingen wird. 
Sie sehen keine Inflationsgefahr, aber die 
FDP eröffnet ihr Wahlprogramm mit der 
Forderung nach stabilem Geld. Das ist wi-
dersprüchlich. 
Keineswegs. Die Krisenstrategie der Bundes-
regierung, also Solidarität gegen Struktur-
reformen, halte ich für Erfolg versprechend. 
Die politische Linke fordert dagegen ein En-
de der angeblichen strengen Sparpolitik und 
Konjunkturprogramme auf Pump, um den 
Prozess der internen Abwertung durch Lohn- 
und Ausgabenkürzungen zu beenden. 
Deutschland soll dafür stärker in Mithaftung 
gehen. Deshalb darf es keinen Regierungs-
wechsel in Deutschland geben.
Die FDP beharrt im Wahlprogramm auch 
auf der Unabhängigkeit der EZB. Kann die 
EZB tatsächlich unabhängig sein, wenn ihr 
mit Mario Draghi ein Ex-Investmentbanker 
aus dem Problemland Italien vorsteht? 
Ich sehe die EZB nach wie vor als unabhängi-
ge Institution, die der Geldwertstabilität ver-
pflichtet ist. Allerdings begrüße ich, dass 
Bundesbankchef Jens Weidmann in den Gre-
mien als Advocatus Diaboli auftritt. Seine 
Meinung trägt mit Sicherheit dazu bei, dass 
die EZB ordnungspolitisch nur im Ausnah-

„ Die scheinen nichts aus der 
Krise gelernt zu haben“
FDP-Vizeparteichef Christian Lindner erklärt, warum er der Europäischen Zentralbank 
vertraut und Peer Steinbrück, Jürgen Trittin sowie die neue Partei AfD für gefährlich hält

„Unsere Währung ist stabiler, als  
es die D-Mark in vielen Phasen  
war.“ FDP-Vize Christian Lindner  
im Gespräch mit €uro-Autor  
Mario Müller-Dofel. Das Interview  
fand im Düsseldorfer Landtag 
statt – direkt am Rheinufer
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mefall zu vertretende Maßnahmen wie An-
leihekäufe begrenzt.
Die Anleihekäufe sind heiß umstritten, 
weil sie indirekt der Staatsfinanzierung 
dienen. Kritiker meinen, dies sei der EZB 
eigentlich untersagt. 
Die EZB ist viel näher am politischen Tages-
geschäft, als unter normalen Umständen zu 
billigen wäre. Die schwierigen Entschei-
dungswege der Eurostaaten haben das pro-
voziert. In einer ordnungspolitischen Aus-
nahmesituation halte ich einen Anleihekauf 
von Staaten, die sich den Stabilitätsbedin-
gungen des Euro-Rettungsschirms ESM 
 unterworfen haben, für vertretbar — um 
Schlimmeres abzuwenden.
Die Bundesbank hat im EZB-Rat nur eine 
von 17 Stimmen, obwohl Deutschland mehr 
als ein Viertel des Haftungsrisikos trägt. 
Die FDP fordert daher ein Vetorecht für  
die Bundesbank. Das ist doch unrealistisch, 
oder?
In anderen Gremien hat Deutschland bereits 
Automatismen verhindert. Der FDP ist zu-
dem daran gelegen, dass der Deutsche Bun-
destag jedem neuen Rettungspaket zustim-
men muss. Auf dieser Linie liegt die Forde-
rung. Sie ist im Übrigen auch ein Signal an 
unsere Partner, dass unsere Solidarität nicht 
unbegrenzt und bedingungslos ist. 
Angenommen, die Geldstabilität wäre in 
der deutschen Verfassung verankert, wie 
die FDP es fordert – wie würde sich das auf 
die Geldpolitik auswirken?

Dieses Staatsziel würde deutsche Regierun-
gen und Institutionen noch stärker binden. 
Beispielsweise Helmut Schmidt hat in der 
Vergangenheit Inflation ja eher für vertret-
bar gehalten als Arbeitslosigkeit. Für Libera-
le ist beides gleichermaßen schädlich. Des-
halb lehnen wir zum Beispiel eine Verge-
meinschaftung der Schulden ab. Zinsdiffe-
renzen dürfen auch nicht über Eurobonds 
ausgehebelt werden. 
Im Februar wurde die Partei „Alternative 
für Deutschland“ gegründet, die von vielen 
Medien und Politikern als europafeindlich 
bezeichnet wird. Von Ihnen auch?
Diese Formation ist — neben der politischen 
Linken — die zweite schlechte Alternative für 
Deutschland. Ihre Politik läuft auf Europas 
Spaltung hinaus, was sie beispielsweise in 
Forderungen nach einer Parallelwährung 
und dem freiwilligem Euro-Austritt Südeuro-
pas ausdrückt. 
Vielleicht wäre der Nutzen daraus größer 
als der Schaden. 
Im Gegenteil. Deutschland und Frankreich 
wären nicht mehr im gleichen Währungs-
raum — damit käme das europäische Projekt 
zum Stillstand. Das ist unhistorisch. Ein von 
Deutschland provozierter Bruch der Wäh-
rungsunion hätte auch Auswirkungen auf 
andere Verträge wie den Binnenmarkt. Zu-
dem müssten wir drittens 310 Milliarden Eu-
ro an Bürgschaften abschreiben, obwohl bis-
lang noch nahezu kein Geld verloren ist. 
Auch die aktuell rund 590 Milliarden Euro 
an sogenannten Target-2-Salden wären kaum 
auszugleichen. Massive Spekulation gegen 
die neuen Währungen und ungeordnete 
Staatsinsolvenzen blieben nicht ohne Aus-
wirkungen auf uns. Nein, solche Schäden 
will die FDP nicht. 
Was will sie dann?
Wir plädieren für eine Stabilitätsunion — 
Maastricht 2.0 sozusagen. Eine Perspektive, 
die zwar schmerzhafte Veränderungen vor-
aussetzt, aber den Euro erhält und letztlich 
den Kontinent weiterbringt. 
Unter welchen Umständen kann die FDP 
bei der Bundestagswahl im September 
deutlich Wähler an die AfD verlieren?
Das sehe ich nicht. Wir stellen die AfD 
 sachlich und erlauben ihr nicht, sich in eine 
 Märtyrer-Rolle zu flüchten. 
Wie sollte das funktionieren?
Indem wir deutlich machen, dass sie 
Deutschland auf einen gefährlichen Holzweg 
führen würde. Die AfD will uns glauben ma-

Christian Lindner wurde 
am 7. Januar 1979 in Wup-
pertal geboren. In Bonn 
studierte er bis 2006 Poli-
tik, Öffentliches Recht und 
Philosophie. Von 1997 bis 
2004 war Lindner Inhaber 
einer Werbeagentur. Der 
FDP gehört er seit 1995 an. 
Von 2000 bis 2009 war er 
Abgeordneter im Landtag 
von Nordrhein-Westfalen, 
seit 2005 als stellvertre-
tender Fraktionschef. Mit 
der Bundestagswahl 2009 
wechselte Lindner in den
Deutschen Bundestag. Im 
Dezember 2009 wurde er 
zum Generalsekretär der 
FDP berufen. Dieses Amt 
gab er Ende 2011 ab. Sein 
Bundestagsmandat gab er 
im Zuge der NRW-Land-
tagswahl im Juli 2012 auf, 
um Chef der FDP-Fraktion 
im Düsseldorfer Landtag 
und des FDP-Landesver-
bands NRW zu werden. 
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chen, man könnte mal eben die Eurozone 
abwickeln. Aber das funktioniert nicht. Man 
kann aus einem Aquarium zwar Fischsuppe 
machen, aber aus der Fischsuppe nicht wie-
der ein Aquarium.
Welche Gefahr für den Euro halten Sie mo-
mentan für die größte?
Die Politik des französischen Staatspräsiden-
ten François Hollande besorgt mich sehr. Ich 
hoffe, dass unsere französischen Nachbarn 
und Partner ihren Kurs bald ändern. Deren 
Wettbewerbsfähigkeit leidet unter hohen 
Steuern und staatlicher Kommandowirt-
schaft. Bemerkenswert ist, dass diese Politik 
eine Blaupause für SPD und Grüne zu sein 
scheint. Frankreich wird zum Patienten. 
Deutschland würde mit Peer Steinbrück und 
Jürgen Trittin in Regierungsverantwortung 
Ansteckungsgefahr drohen.

Steuerzahler in Deutschland zahlen be-
reits zwischen 48 und 62 Prozent an direk-
ten und indirekten Steuern und Abgaben 
an den Staat. Wo liegt für Sie ein erträgli-
cher Wert?
Ich beziehe mich auf die direkten Steuern: 
Hier ist der Halbteilungsgrundsatz für mich 
die Grenze. Mehr vom durch die individuelle 
Arbeitskraft erwirtschafteten Einkommen 
abzugeben, als man behalten darf, wider-
spricht meinem Verständnis von Leistungs-
gerechtigkeit. Summiert man die Steuererhö-
hungspläne von SPD und Grünen, ergeben 
sich für Familienunternehmen Steuersätze 
von bis zu 87 Prozent. Das ist ökonomisch 
falsch und ungerecht. 
Nach dem Parteitag im Mai wurde die FDP 
stark kritisiert. Haben Sie zu viel über SPD 
und Grüne geschimpft, statt eigene Kon-
zepte in den Mittelpunkt zu stellen?
Wir haben auf dem Parteitag klargemacht, 
dass wir der deutlichste Kontrast zu Rot-
Grün sind. Mich erstaunt, dass unsere frei-
heitliche Wirtschaftsordnung bisweilen ver-
achtend bewertet wird, obwohl sie Deutsch-
land beispiellosen Wohlstand gebracht hat. 
Aus der Bevormundungspolitik und den Um-
verteilungsvorhaben der Grünen von Privat 
zu Staat spricht generell eine Geringschät-
zung freier und verantwortungsbewusster 
Bürgerinnen und Bürger. 
Deutschland erlebt trotz der Eurokrise ei-
nen Wirtschaftsboom, aber die FDP würde 
derzeit nur von fünf Prozent der Wahlbe-
rechtigten gewählt. Für einen Wahlsieg mit 
der CDU/CSU braucht die Partei wahr-
scheinlich mehr … 
Es ist noch viel Zeit bis zur Wahl. Bei den 
letzten drei Landtagswahlen hatten wir weit 
bessere Wahl- als Umfrageergebnisse. Also 
ich bin optimistisch. 
Ende 2011 haben Sie als Generalsekretär 
der FDP aufgehört und sind als FDP-Lan-
deschef von NRW in die zweite Reihe getre-
ten. Dennoch sind Sie der Hoffnungsträger 
Ihrer Partei geblieben. Wann wollen Sie 
wieder die ganz großen Räder in der Bun-
despolitik drehen? 
Die Frage beschäftigt mich nicht, denn ich 
habe in Nordrhein-Westfalen eine verant-
wortungsvolle Aufgabe. Außerdem bringe 
ich mich als stellvertretender Parteivorsit-
zender auf Bundesebene in unser Team ein. 
Mein Ehrgeiz gilt der Sache und dem Ziel, 
dass Deutschland weiter aus der Mitte  
regiert wird. 

Man kann aus 
einem Aquarium 
zwar Fischsuppe 
machen, aber aus 
der Fischsuppe 
nicht wieder ein 
Aquarium“.


